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Jahrgang 1923 
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Nr. 61. 


(Nr. 12655.) Sechſte Verordnung über anderweite Feſtſetzung der Gebühren der Gerichte, Notare, Rechts⸗ 
N anwälte und Gerichtsvollzieher. Vom 4. Oktober 1923. f 


Auf Grlnd des Artikels IV des Geſetzes, betreffend Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 335), des Artikels IT des Geſetzes, betreffend Abänderung der Gebühren- 
ordnung für Notare, vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 355) und des Artikels III des Geſetzes, be— 
treffend Abänderung des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechts, 
anwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 359), ſämtlich in der Faſſung 
des Geſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. S. 107), wird verordnet: 


d Artikel J. 

Die im Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetz, in der Gebührenordnung für Notare und in der Landes⸗ 
gebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher beſtimmten Gebühren und Wertſtufen werden, 
ſoweit nicht in dieſer Verordnung ein anderes beſtimmt iſt, durch Grundzahlen beſtimmt, die mit der jeweiligen 
für den Tag der Fälligkeit der Koſten maßgebenden Teucrungszahl vervielfältigt werden. : 

„Die Teuerungszahl iſt für jede Kalenderwoche die in der vorangegangenen Kalenderwoche vom 
Statiſtiſchen Reichsamt veröffentlichte wöchentliche Reichsinderzahl für die Lebeushaltungskoſten unter Ab⸗ 
rundung auf den nächſthöheren durch eine Million teilbaren Betrag. 5 


Artikel U. 
Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz. . 
1. Die Grundzahlen für die im § 22 Abf. 1 bezeichneten Wertbeträge find 1.000 Mark, 100 000 Mark 
und 10 Mark. a f : n 
2. Die Grundzahl für den im § 31 Abf. 1 beſtimmten Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 1,50 Mark. 
3. A. Die volle Gebühr des § 32 Abſ. 1 beträgt von dem auf die nächſthöheren 10 Millionen Mark 
abgerundeten Werte des Gegenſtandes: 8 


bis zu einer Grundzahl von 10 Mark einſchließlic . .... 10 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrage bis zu einer Grundzahl von 100 Mark einſchließlich 5 » . 
von dem Mehrbetrage bis zu einer Grundzahl von 1000 Mark einſchließlich. 4 »„ „ 
von dem Mehr betrage. 2 » „ 


B. Für die im zweiten Abſchnitte des erſten Teiles des Gerichtskoſtengeſetzes bezeichneten Geſchäfte 
beträgt die volle Gebühr des § 32 Abſ. 2 von dem auf die nächſihöheren 10 Millionen Mark 
abgerundeten Werte des Gegenſtandes: 

t bis zu einer Grundzahl von 10 Mark einſchließlic . 10 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrage bis zu einer Grundzahl von 100 Mark einſchließlich 5 » e 
von dem Mehrbetrage bis zu einer Grundzahl von 1000 Mark einſchließlich 3 » Da 
Don dem Mehr betrage 2 * DEN 
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Die Grundzahl für die im § 51 Abſ. 1 vorgeſehene Höchſtgebühr iſt 100 Mark. f 
Die im 8 52 vorgeſehene Begrenzung der Gebühr auf den Höchſtbetrag von 100 Mark kommt in 


Die Grundzahl für die im § SO Abſ. 1 beſtimmte Höchſtgebühr iſt 10 Mark. a i 
Die nach § 90 Abſ. 1 Satz 1 von je 1000 Mark des Vermögens zu erhebende Gebühr beträgt 10 Mark. 
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Die Grundzahl für den im § 38 Abſ. 4 beſtimmten Höchſtwertbetrag iſt 50 000 Mark und für den im 


Abf. 5 daſelbſt beſtimmten Höchſtwertbetrag 100 000 Mark. 


An Stelle der im 8 45 Abs. 1 beſtimmten Gebühren werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr 


erhoben. 


Die im § 46 Abſ. 2 beſtimmten Wertbeträge von 500000 Mark und 50000 Mark werden durch die 


Grundzahlen von 2000 und 200 Mark erſetzt / die daſelbſt und im Abs. 3 vorgeſehene Begrenzung des 
Wertes auf den Höchſtbetrag von 25 Millionen Mark kommt in Wegfall. f 


Die Grundzahlen für die im § 48 Abſ. 2 beſtimmte Stundengebühr find, wenn das Geſchäft von 


einem Richter vorgenommen wird, 1 Mark, wenn es von einem Gerichtsſchreiber vorgenommen wird, 
0,8 0 Mark. 


Die Grundzahl für den im § 49 Abſ. 1 Satz 2 beſtimmten Mindeſtbetrag der Wegegebühr iſt 1 Mark. 


An Stelle der im Abf. 2 daſelbſt beſtimmten Gebührenſätze werden fünf Zehnteile der vollen 
u erhoben. Die Grundzahl für die Wegegebühr iſt 0,50 Mark. Der § 31 Abſ. 1 findet keine 
Anwendung. f 


Für die im 5 50 Abſ. 1. unter Nr. 2 vorgeſehene Gebühr für Beglaubigung von Abſchriften werden 


als Grundzahlen mindeſtens 1. Mark und höchſtens 10 Mark feſtgeſetzt. 


Wegfall. 


. Die Grundzahl für die im § 64 Abſ. 2 beſtimmte Höchſtgebühr iſt 20 Mark. 

3. Die Grundzahl für die im § 

Die Grundzahlen für die im § 69 Nr. La beſtimmten Gebühren find 150, 75, 30, 15, und 3 Mark. 
Die Grundzahl für die im § 72 Abſ. 2 beſtimmte Gebühr iſt 1,50 Mark. 1 8 

An Stelle der im § 77 bezeichneten Gebühren find die entſprechenden Gebühren des Geſetzes über ſtandes⸗ 


§ 68 Abſ. 1 beſtimmte Gebühr iſt 3 Mark. 


amtliche Gebühren vom 8. März 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 167) in ihrer jeweiligen von der Reichs⸗ 
regierung feſtgeſetzten Höhe zu erheben. a ü 5 5 


Die Gebühr des § 90 Abſ. 2 darf nicht mehr als 10 vom Hundert der jährlichen Einkünfte des Vermögens 
betragen. Dieſe Vorſchriſt findet auch entſprechend Anwendung im Falle des § 82 Abſ. 2 und des 
§ 92 Abſ. 2. 


Die im $ 94 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 beſtimmten Gebühren betragen nicht mehr als 10 vom Hundert 


der jährlichen Einkünfte. 


„Die Grundzahlen für die im § 103 Abſ. 1 Nr. 2 und 3, im § 105 Abſ. 2 und im § 140 Abf. 3b 


beſtimmten Höchſtgebühren von 50 Mark und 100 Mark ſind 10 Mark und 20 Mark. 


Die Grundzahlen für die im § 107 Abf. 1 beſtimmten Mindeft- und Höchſtgebühren find 1 Mark und 


20 Mark. 


. Die Grundzahl für die im 5 117 Nr. 3 beſtimmte Höchſtgebühr iſt 10 Mark. 


Artikel III. 


Gebührenordnung für Notare. 


. Die Grundzahl für den im § 3 Abſ. 1 beſtimmten Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 1,50 Mark. 
Volle Gebühr im Sinne des § 4 iſt die im Artikel II unter Nr. 3 B feſtgeſetzte Gebühr. 
Die im § 12 Abſ. 1 vorgeſehene Begrenzung der Gebühr auf den Höchſtbetrag von 300 Mark kommt 


in Wegfall; die Grundzahl für die im § 12 Abf. 2 beſtimmte Höchſtgebühr iſt 10 Mark. 


Die Grundzahlen für die im § 13 beſtimmten Gebühren find 0,50 Mark, 1 Mark und 1,50 Mark. 
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5. Die im § 14 Abſ. 1 Nr. 1 beſtimmte Gebühr beträgt von der auf die nächſthöheren 10 Millionen 
Mark abgerundeten Summe: 


bis zu einer Grundzahl von 20 Mar en seen centre 3 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrage bis zu einer Grundzahl von 50 Mar 279 
von dem Mehrbetrage bis zu einer Grundzahl von 1000 Mar 1 » 
von dem Mehrbetrage. ı.- un mann een nnre ne ee denne: 7 » 


;. Die Grundzahl für den im § 15 Abf. 2 beſtimmten Höchſtſatz iſt 1,50 Mark: 


Mark und 1 Milliarde Mark. 
Artikel IV. 
Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher. 5 
1. Volle Gebühr im Sinne des Artikels 3 iſt die im Artikel II unter Nr. 3 B dieſer Verordnung beſtimmte 
Gebühr. Die Grundzahl für den Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 1,50 Mark. 

2. Die im Artikel II unter Nr. 5, 7, 8 und 20 dieſer Verordnung getroffenen Vorſchriften gelten ent— 
ſprechend für die im Artikel 20 beſtimmten Gebühren der Gerichtsvollzieher für freiwillige Verſteigerungen, 
für Wechſelproteſte, für Siegelungen und Entſiegelungen, für die Aufnahme von Vermögensverzeichniſſen 
ſowie im Falle der Zurücknahme von Anträgen mit der Maßgabe, daß in den Fällen des 8 48 und 

8 105 Abf. 2 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes die Grundzahl für den Mindeſtbetrag einer Gebühr 
1 Mark iſt. 

Die Grundzahl für die im Artikel 21 beſtimmte Gebühr iſt 0,0 Mark. 

5 Artikel V. 


Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft und findet Anwendung auf alle zu 
dieſem Zeitpunkte noch nicht fällig gewordenen Gerichtskoſten und noch nicht beendigten Geſchafte, in letzter 


7. Die im § 18 beſtimmten Summen erhöhen ſich von 10.000 Mark und 50 000 Mark auf 100 Millionen 


9 


Hinſicht auch inſoweit, als Arbeiten bereits geleiſtet find. 


Mit dem gleichen Zeitpunkte treten die Verordnungen vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzſzamml. S. 409) und 
19. September 1923 (Geſetzſamml. S. 437) außer Kraft. i 18 


Berlin, den 4. Oktober 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. am Zehnhoff. v. Richter. 


(Nr. 12656.) Verordnung über anderweite Feſtſetzung der Kommiſſionsgebühren und der Rechnungs⸗ 
9 gebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. Vom 4. Oktober 1923. 92 05 
Auf Grund der Ermächtigung im § 113 Abſ. 1 und § 114 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 363) in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. 
S. 107) wird folgendes beſtimmt: a 5 a 
§ 1. 

Die im § 113 Abſ. 1 Satz 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 
S. 363) in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. S. 107) vorgeſehenen Eutſchädigungen 
des Richters und des Gerichtsſchreibers für die Aufnahme eines Teſtaments oder eines Erbvertrags außerhalb 
der Gerichtsſtelle (Rommiffionsgebühren) und die im § 114 Abſ. 1 Satz 1 dieſes Geſetzes vorgeſehene Stunden- 
gebühr für Anfertigung von Rechnungsarbeiten werden durch Grundzahlen erſetzt, die mit der jeweiligen für 
den Tag der Entſtehung der Kommiſſionsgebühren oder den Tag der Beendigung der Rechnungsarbeiten 
maßgebenden Teuerungszahl zu vervielfältigen ſind. Die Teuerungszahl iſt für jede Kalenderwoche die in 
der vorangegangenen Kalenderwoche vom Statiſtiſchen Reichsamt veröffentlichte wöchentliche Reichsindexzahl 
für die Lebenshaltungskoſten unter Abrundung auf den nächſthöheren durch eine Million teilbaren Betrag. 
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82. 
1. Die Grundzahlen für die im § 113 Abſ. 1 Satz 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vorgeſehenen 
Kommiſſionsgebühren ſind für den Richter 3 Mark und für den Gerichtsſchreiber 2 Mark. 


2. Die Grundzahlen für die im § 114 Abſ. 1 Satz 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vorgeſehene 
Stundengebühr für Anfertigung von Rechnungsarbeiten betragen 0,50 bis 1,00 Mark. 


8 3. 

Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt 
treten die §§ 2 und 3 der Verordnung vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzſamml. S. 411) außer Kraft. 

Berlin, den 4. Oktober 1923. 


(Siegel) Der Juſtizminiſter. 
f am Zehnhoff. 


(Nr. 12657.) Verordnung über anderweite Feſtſetzung der für Erhebung von Gebühren in Vormundſchafts⸗, 5 
Pflegſchafts⸗ und Beiſtandsſachen beſtimmten Wertgrenzen ſowie über Erhebung von Rech⸗ 
nungsgebühren in dieſen Angelegenheiten. Vom 4. Oktober 1923. 


Auf Grund der Ermächtigung im § 93 Abſ. 2 Satz 2 und § 114 Abſ. 2 Satz 2 des Preußiſchen Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 363) in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 
(Geſetzſamml. S. 107) wird folgendes beſtimmt: 


8 J. i 
Die im § 93 Abſ. 2 Satz 1 und im § 114 Abf. 2 Satz 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 363) in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. 
S. 107) vorgeſehenen Freigrenzen werden durch Grundzahlen erſetzt, die mit der jeweiligen für den Tag der 
Fälligkeit der Gerichtskoſten maßgebenden Teuerungszahl zu vervielfältigen ſind. Die Teuerungszahl iſt für 
jede Kalenderwoche die in der vorangegangenen Kalenderwoche vom Statiſtiſchen Reichsamt veröffentlichte 
wöchentliche Reichsindexzahl für die Lebenshaltungskoſten unter Abrundung auf den nächſthöheren durch eine 
Million teilbaren Betrag. i 
82. 
1. Die 00 für die im § 93 Abf, 2 Satz 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes feſtgeſetzte Freigrenze 
iſt 500 Mark., f 
2. Die Grundzahlen für die im § 114 Abſ. 2 Satz 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes feſtgeſetzten Frei— 
grenzen find 150 Mark und 5 000 Mark. N 5 
8 3. 


Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach der Verkündung in Kraft. Der § 2 Nr. 2 findet Anwendung 
auf alle den Rechnungsbeamten von dieſem Tage an übertragenen Rechnungsarbeiten. 


Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt die Verordnung über anderweite Feſtſetzung der für Erhebung von 
Gebühren in Vormundſchafts⸗, Pflegſchafts⸗ und. Beiſtandsſachen beſtimmten Wertgrenzen ſowie über Erhebung 
von Rechnungsgebühren in dieſen Angelegenheiten vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzſamml. S. 412) außer Kraft. 


Berlin, den 4. Oktober 1923. 
(Siegel) Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


